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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 17. MÄRZ 1983 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Der Kläger in der vorliegenden Rechts­
sache, Herr Kuno Ditterich, ist 1954 in 
die Dienste von Euratom getreten und ist 
heute als wissenschaftlicher Beamter der 
Besoldungsgruppe A 5/8 in der For­
schungsanstalt Ispra der Gemeinsamen 
Forschungsstelle (GFS) beschäftigt. Mit 
der Klage wendet er sich gegen seine 
gemäß Artikel 43 des Beamtenstatuts für 
den Zeitraum vom 1. Juli 1975 bis 
30. Juni 1977 erstellte Beurteilung. 

In dieser Beurteilung, die von Herrn 
Bishop, dem Direktor der Hauptabtei­
lung C, zu der der Kläger bis 1976 ge­
hörte, nach Anhörung von Herrn Han­
naert, dem Chef der Abteilung Chemie, 
und Herrn Helms, dem Direktor der 
Hauptabteilung A, der der Kläger nun­
mehr angehört, am 20. Dezember 1979 
unterzeichnet worden ist, wird unter 
Nummer 6 — Einzelbeurteilung — die 
Befähigung und Leistung des Klägers als 
übernormal bewertet, während seine 
dienstliche Führung als normal beurteilt 
wird. Unter Nummer 8 — Allgemeine 
Beurteilung — heißt es : 

„Monsieur Ditterich possède certaine­
ment des compétences appropriées dans 
le domaine de l'analyse des systèmes qui, 
avec plus d'esprit de collaboration, pour­
raient donner un profit meilleur pour lui-
même et le programme du CCR." 

Hierzu machte der Kläger · unter dem 
Datum vom 17. Januar 1980 gemäß Arti­
kel 43 Absatz 2 des Beamtenstatuts eine 
schriftliche Bemerkung, mit der er bean­
tragte, den letzten Halbsatz dieser allge­
meinen Beurteilung zu streichen. Zur Be­
gründung führte er an, die Behauptung 
entspreche nicht den objektiv nachprüf­

baren Tatsachen, da er während der 
fraglichen Beurteilungszeit neben ande­
ren Arbeiten eine Reihe von Veröffent­
lichungen zum Teil in Zusammenarbeit 
mit Kollegen geschrieben habe. Der Aus­
druck „. . . profit meilleur pour lui-même 
. . . " sei die subjektive Meinung des 
Beurteilenden, und der Vermerk stehe im 
Widerspruch zu der überdurchschnittlich 
guten Bewertung seiner „dienstlichen 
Führung" in der vorhergehenden Beur­
teilung. 

Nachdem auch Herr Mas, stellvertreten­
der Direktor der Gemeinsamen For­
schungsstelle und Direktor der For­
schungsanstalt Ispra, als Berufungsbeur-
teilender nach einem Gespräch unter 
dem Datum vom 26. März 1980 die 
Beurteilung bestätigt hatte, wandte sich 
der Kläger an den Paritätischen Beurtei­
lungsausschuß, der am 15. Juli 1980 
seine Stellungnahme abgab und be­
dauerte, daß die gegenüber der vorher­
gehenden Beurteilung schlechtere Bewer­
tung der dienstlichen Führung des Klä­
gers nicht ausdrücklich begründet wor­
den sei. 

Aufgefordert, unter Berücksichtigung 
dieser Feststellung die Beurteilung noch­
mals zu überprüfen, teilte der Berufungs­
beurteilende dem Kläger mit Schreiben 
vom 22. Oktober 1980 mit, daß er nach 
Beratung mit Herrn Bishop folgende Be­
gründung für die Bewertung der dienst­
lichen Führung in die Beurteilung aufge­
nommen habe: 

„pendant cette période Monsieur Ditte­
rich a systématiquement contesté toute 
décision de ses supérieurs hiérarchiques 
le concernant". 

Mit Schreiben vom 1. Dezember, das am 
16. Dezember 1980 beim Generalsekreta-
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riat der Kommission eingetragen wurde, 
legte Herr Ditterich gemäß Artikel 90 
Absatz 2 des Statuts Verwaltungsbe­
schwerde gegen diese endgültige Fassung 
seiner Beurteilung ein. Da er innerhalb 
der dort angegebenen Frist keine Ant­
wort auf seine Beschwerde erhielt, erhob 
er am 8. Juli 1981 Klage. Nachdem seine 
Verwaltungsbeschwerde mit Schreiben 
des Vizepräsidenten der Kommission, 
Herrn Davignon, vom 11. August 1981 
ausdrücklich zurückgewiesen worden 
war, beantragt der Kläger nunmehr in 
seiner Replik, 

— seine Beurteilung für den Zeitraum 
vom 1. Juli 1975 bis zum 30. Juni 
1977, die Entscheidung des Beru­
fungsbeurteilenden vom 22. Oktober 
1980 sowie die in dem Schreiben der 
Kommission vom 11. August 1981 
enthaltene ablehnende Entscheidung 
für nichtig zu erklären; 

— die Beklagte zur Zahlung eines Scha­
densersatzes für den materiellen und 
immateriellen Schaden zu verurteilen, 
den der Kläger wegen der Unregel­
mäßigkeiten und der eingetretenen 
Verzögerung erlitten habe und des­
sen Höhe vom Gerichtshof ex aequo 
et bono festzusetzen sei; 

— in jedem Fall die Beklagte zur Tra­
gung der Kosten und Auslagen des 
Verfahrens zu verurteilen. 

Hierzu nehme ich wie folgt Stellung: 

1. Zum ers ten K l a g e a n t r a g 

Mit diesem Antrag erstrebt der Kläger 
die Aufhebung seiner Beurteilung für den 
Zeitraum von 1975 bis 1977, die in der 
Entscheidung der Berufungsbeurteilen­
den vom 22. Oktober 1980 ihre endgül­
tige Form gefunden habe. Er wendet sich 
zum einen gegen die allgemeine Beurtei­
lung, wonach er trotz entsprechender 
Befähigung auf dem Gebiet der System­

analyse mit mehr Bereitschaft zur Zu­
sammenarbeit einen größeren Nutzen für 
sich und das Programm der Gemeinsa­
men Forschungsstelle hätte erzielen kön­
nen, und zum anderen gegen die Bewer­
tung seiner dienstlichen Führung als 
„normal", die gegenüber der vorausge­
henden Bewertung schlechter ausgefallen 
und nachträglich damit begründet wor­
den sei, daß er systematisch alle ihn be­
treffenden Anordnungen seiner Vorge­
setzten in Frage gestellt habe. 

a) Mit dem ersten Angriffsmittel machte 
der Kläger geltend, es bestehe ein offen­
sichtlicher Widerspruch zwischen diesen 
Bewertungen und den ihnen zugrunde­
liegenden Tatsachen. Seine Koopera­
tionsbereitschaft ergebe sich allein schon 
aus dem Umstand, daß er während der 
fraglichen Zeit eine Reihe von Artikeln 
in Zusammenarbeit mit Kollegen ge­
schrieben habe. Auch könne keine Rede 
davon sein, daß er während dieser Zeit 
alle Anordnungen seiner Vorgesetzten 
systematisch angezweifelt habe. Jeden­
falls hätte dieser Vorwurf seiner Mei­
nung nach durch konkrete Fakten belegt 
werden müssen. 

Wenn wir dieses Vorbringen würdigen, 
ist zunächst daran zu erinnern, daß es 
der Gerichtshof bislang aus verständ­
lichen Gründen immer abgelehnt hat, 
seine eigene Beurteilung an die Stelle der 
von der Verwaltung gemäß Artikel 43 
des Beamtenstatuts vorzunehmenden Be­
wertung der dienstlichen Fähigkeiten der 
Beamten zu setzen (vgl. die im Tatbe­
stand hierzu erwähnten Rechtssachen '). 
Der Gerichtshof hat dabei immer betont, 
daß sich dienstliche Beurteilungen aus 
komplexen Werturteilen zusammenset­
zen, die ihren Naturen nach einer objek-

1 —· Vgl. insbesondere Urteil vom 5. Dezember 1963 in den 
verbundenen Rechtssachen 35/62 und 16/63 — André 
Leroy/Hohc Behörde der EGKS —, Sig. 1963, 423; 
Urteil vom 12. Mai 1977 in der Rechtssache 31/76 — 
Margherita Macevicius, verehelichte Hebrant/Euro-
paisches Parlament—, Slg. 1977, 883. 
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tiven Nachprüfung nicht zugänglich 
sind, und hat sich deshalb lediglich 
darauf beschränkt, nachzuprüfen, ob die 
Beurteilungen unter Verletzung von Zu­
ständigkeitsvorschriften oder sonstwie 
form- oder verfahrenswidrig zustande 
gekommen sind, ob sie auf einem offen­
sichtlichen Irrtum oder auf mißbräuch­
lichen Erwägungen beruhen. 

Solche schwerwiegenden Mängel, die al­
lein zur Rechtswidrigkeit der angefoch­
tenen Beurteilung führen könnten, ver­
mag ich im vorliegenden Fall allerdings 
— um das Ergebnis vorwegzunehmen — 
nicht zu erkennen. Dem Kläger ist zwar 
einzuräumen, daß die fragliche allge­
meine Beurteilung nicht ohne weiteres 
klar und eindeutig ist und sogar Bestand­
teile enthalten mag, die nicht zwingend 
mit den dienstlichen Fähigkeiten zusam­
menhängen. Nicht zu folgen vermag ich 
ihm aber darin, daß diese allgemeine Be­
merkung in sich widersprüchlich sei, im 
Widerspruch zu der Einzelbeurteilung 
stehe oder überhaupt keine Aussagekraft 
habe. Im Kontext mit der Einzelbeurtei­
lung besagt sie vielmehr, daß der Kläger 
trotz übernormaler Befähigung und Lei­
stung für die Gemeinsame Forschungs­
stelle von noch größerem Nutzen sein 
könnte, wenn seine Bereitschaft zur Zu­
sammenarbeit größer wäre. 

Die Bedeutung dieser Aussage wird voll­
ends klar unter Berücksichtigung der von 
dem Berufungsbeurteilenden auf Ersu­
chen des Paritätischen Beurteilungsaus­
schusses nachgereichten Begründung da­
für, daß seine dienstliche Führung im 
Gegensatz zu der vorausgegangenen 
Beurteilung lediglich als normal bewertet 
wurde, in der es heißt, daß der Kläger 
alle die ihn betreffenden Anordnungen 
seiner Vorgesetzten systematisch in 
Frage gestellt habe. Diese Feststellung 
führt aber nicht, wie der Kläger meint, 
dazu, daß dann seine dienstliche Füh­
rung nicht als normal, sondern als unter 

dem Normalen liegend bewertet hätte 
werden müssen, sondern bedeutet richti­
ger Ansicht nach nur, daß dieses Verhal­
ten nicht als so schwerwiegend angese-. 
hen wird, um seine dienstliche Führung 
als unzureichend zu kennzeichnen, an­
dererseits aber auch eine Bewertung sei­
ner dienstlichen Führung als übernormal 
nicht angebracht erscheinen läßt. 

Da diese Begründung im Hinblick auf 
die ihr zugrundeliegenden Fakten klar 
und eindeutig ist, kann im Rahmen einer 
gemäß Artikel 43 des Beamtenstatus ab­
zugebenden Beurteilung, die zwangsläu­
fig knapp gefaßt sein muß, entgegen der 
Meinung des Klägers auch nicht gerügt 
werden, daß die dieser Begründung zu­
grundeliegenden Tatsachen nicht in aus­
reichendem Maße konkretisiert sind. 

Der Kläger vermochte meines Erachtens 
weiterhin nicht darzulegen, daß diese 
Feststellungen im Widerspruch zu den 
Tatsachen stehen. So sagt insbesondere 
der Umstand, daß er während der frag­
lichen Zeit mehrfach als Co-Autor ver­
schiedener Artikel in Erscheinung getre­
ten ist, wie die Kommission zu Recht be­
merkt, nichts über seine Bereitschaft zu 
einer wirksamen Kooperation im Rah­
men seiner Dienststelle aus. Zu folgen 
vermag ich dem Kläger auch nicht, wenn 
er meint, die von dem Berufungsbeurtei­
lenden nachgereichte Begründung sei 
deshalb falsch, weil ihm allenfalls ein 
Vorgang, der im Zusammenhang mit der 
Weitergabe von ihm erstellter Elaborate 
stehe, zum Vorwurf gemacht werden 
könne, er aber keinesfalls systematisch 
alle Anweisungen seiner Vorgesetzten 
angezweifelt habe. Hier ist wiederum zu 
berücksichtigen, daß diese Feststellung 
lediglich dazu diente, die mit normal, 
also keinesfalls als unzureichend beur­
teilte dienstliche Führung zu begründen, 
und folglich als nicht so schwerwiegend 
in dem Sinne angesehen werden kann, 
daß dem Kläger damit ein dienstliches 

1378 



DITTERICH / KOMMISSION 

Vergehen im Wiederholungsfall vorge­
worfen wird. Es ist daher auch glaubhaft, 
wenn uns die Kommission versichert, 
daß über das Verhalten des Klägers ge­
genüber mündlichen Anordnungen seiner 
Vorgesetzten insofern keine Aktenver­
merke bestehen, und überschreitet nicht 
den dem Beurteilenden zustehenden Er­
messensspielraum, wenn dieses Verhalten 
im Rahmen der Bewertung der dienst­
lichen Führung, die zwangsläufig subjek­
tiv ist und deren Richtigkeit vom Ge­
richtshof nicht nachgeprüft werden kann, 
mitberücksichtigt wird. 

Schließlich stellt auch der Umstand, daß 
der Berufungsbeurteilende erst nach dem 
fraglichen Beurteilungszeitraum seinen 
Dienst bei der Forschungsanstalt Ispra 
angetreten hat, keinen Formfehler dar. 
Gemäß Punkt B.8.3.1. des zur fraglichen 
Zeit geltenden Leitfadens für die Beurtei­
lung vom November 1973 obliegt es dem 
Berufungsbeurteilenden, mäßigend auf 
die Kontroverse zwischen Beurteiltem 
und Beurteilendem einzuwirken, indem 
er beide Seiten anhört. Dies aber ist im 
vorliegenden Fall unstreitig geschehen. 
Insbesondere hatte der Kläger Gelegen­
heit, anläßlich eines Zusammentreffens 
mit dem Berufungsbeurteilenden am 
5. März 1980 seinen Standpunkt darzu­
legen und vor der Einfügung der frag­
lichen Passage in die Beurteilung auf 
eventuelle Irrtümer hinzuweisen. Nicht 
zuletzt hatte der Kläger auch gegenüber 
dem Beurteilenden in dem Gespräch, das 
am 11. Januar 1980 stattgefunden hat, 
die Möglichkeit zu einer solchen Rich­
tigstellung. 

b) Diese Überlegungen machen deut­
lich, daß auch das zweite Angriffsmittel, 
mit dem der Kläger einen Widerspruch 
zwischen der Bewertung durch den Beur­
teilenden und der Begründung des Beru­
fungsbeurteilenden im Hinblick auf seine 
dienstliche Führung geltend macht, nicht 
geeignet ist, die Aufhebung der Beurtei­

lung zu begründen. Wie ich bereits aus­
geführt habe, kann insbesondere, ent­
gegen der Meinung des Klägers, die von 
dem Berufungsbeurteilenden auf Ersu­
chen des Paritätischen Beurteilungsaus­
schusses nachträglich in die Beurteilung 
eingefügte Feststellung nicht als eine 
neue negative Bewertung angesehen wer­
den, sondern es ist davon auszugehen, 
daß sie lediglich die gegenüber der vor­
ausgehenden Beurteilung schlechtere Be­
wertung rechtfertigen sollte. 

c) Aus dem bislang Gesagten folgt wei­
terhin, daß auch das dritte Angriffsmittel 
zurückzuweisen ist, mit dem die Mehr­
deutigkeit der vom Berufungsbeurteilen­
den gegebenen Begründung gerügt wird. 
Wie mir scheint, können keine ernsthaf­
ten Zweifel daran bestehen, daß sich 
diese Bemerkung, die ausdrücklich zur 
Begründung der Bewertung der dienst­
lichen Führung abgegeben wurde, weder 
auf die dienstliche Befähigung noch auf 
die dienstliche Leistung beziehen kann. 

d) Nachdem der Kläger in der münd­
lichen Sitzung ausdrücklich erklärt hat, 
die ursprünglich vorgetragenen vierten, 
fünften und achten Angriffsmittel nicht 
mehr weiter verfolgen zu wollen, mit de­
nen er gerügt hatte, der Beurteilende und 
der Berufungsbeurteilende dürften der 
Beurteilung keine Bemerkungen hinzufü­
gen, wenn die durchschnittliche Bewer­
tung gewählt worden sei, daß die Beur­
teilung außerdem nicht in der Mutter­
sprache des Klägers abgefaßt worden 
und die Antwort der Kommission auf die 
Verwaltungsbeschwerde nichtig seien, 
bleibt in diesem Zusammenhang lediglich 
noch auf das siebte Angriffsmittel einzu­
gehen, mit dem der Kläger einen Verfah­
rensfehler rügt. Seiner Meinung nach 
folgt aus der auf Seite 149 des Leitfadens 
für die Beurteilung von 1973 enthaltenen 
allgemeinen Bemerkung, daß die Kom­
mission nach Einlegung der Verwal-
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tungsbeschwerde vor Ablauf der in Arti­
kel 90 Absatz 2 des Beamtenstatuts ge­
nannten Antwortfrist gehalten ist, nach 
Befragung des Paritätischen Beurtei­
lungsausschusses zu antworten. 

Diese allgemeine Bemerkung lautet wie 
folgt: 

«Les fonctionnaires disposent, dès la no­
tification de l'avis négatif du Comité pa­
ritaire des notations (voir point C.3.a) ou 
de la décision finale prise par le notateur 
d'appel (voir point C.3.b) de la faculté 
d'une réclamation au titre de l'article 90 
du statut. Le Comité paritaire des nota­
tions est consulté sur cette réclamation. Il 
appartiendra ensuite à la Commission — 
en tant qu'autorité investie du pouvoir de 
nomination — de statuer sur la réclama­
tion introduite.» 

Zu diesem Vorbringen ist allgemein fest­
zustellen, daß die in dem Leitfaden für 
die Beurteilung enthaltenen Bestimmun­
gen, wie immer auch ihre Rechtsnatur zu 
qualifizieren sein mag, jedenfalls im 
Rang unter den Normen des Beamtensta­
tuts stehen und folglich nicht geeignet 
sind, die zwingenden verfahrensrecht­
lichen Vorschriften des Beamtenstatuts, 
wonach eine nicht rechtzeitige Antwort 
auf die Beschwerde als stillschweigende 
Ablehnung gilt, gegen die eine Klage 
nach Artikel 91 des Beamtenstatuts zu­
lässig ist, zu derogieren. 

Darüber hinaus wäre der Sinn und 
Zweck einer solchen Derogation aber 
auch nicht ohne weiteres einzusehen. 
Richtiger Meinung nach kann diese all­
gemeine Bemerkung, die am Schluß des 
Kapitels steht, daß die Befassung des Pa­
ritätischen Beurteilungsausschusses zum 
Gegenstand hat und mit einer Vorschrift 
über das Prinzip des Vorverfahrens be­
ginnt, wie die Kommission zu Recht her­
vorhebt, nur als Hinweis verstanden wer­
den, daß nach der Bekanntgabe einer 
negativen Bemerkung des Paritätischen 

Beurteilungsausschusses oder einer end­
gültigen Entscheidung des Berufungs­
beurteilenden die Möglichkeit besteht, 
eine Beschwerde gemäß Artikel 90 des 
Statuts zu erheben. Insgesamt soll damit 
offensichtlich gewährleistet werden, daß 
der Paritätische Beurteilungsausschuß 
wenigstens einmal vor der Antwort der 
Kommission auf die Verwaltungsbe­
schwerde mit der Angelegenheit befaßt 
wird. Ist dies erfolgt und ist der Beru­
fungsbeurteilende dem Ersuchen des 
Ausschusses nachgekommen, würde es, 
nachdem der Beurteilungsausschuß nicht 
die Kompetenz hat, eine eigene Beurtei­
lung an Stelle der Beurteilenden abzuge­
ben, keinen Sinn ergeben, wenn dieser 
Ausschuß im Rahmen der Verwaltungs­
beschwerde noch ein zweites Mal mit der 
Angelegenheit befaßt werden müßte. 
Folglich kann auch aus dieser „Allgemei­
nen Bemerkung" keine Pflicht der Kom­
mission abgeleitet werden, innerhalb der 
in Artikel 90 Absatz 2 des Statuts vorge­
sehenen Frist nach nochmaliger Anhö­
rung des Paritätischen Beurteilungsaus­
schusses auf die Verwaltungsbeschwerde 
zu antworten, wobei ich allerdings nicht 
versäumen möchte, abermals zu betonen, 
daß eine solche Nichtbeantwortung mei­
nes Erachtens nicht gutem Verwaltungs­
stil entspricht. 

2. Zum Anspruch auf Schadense r ­
satz 

Mit dem sechsten Angriffsmittel macht der 
Kläger geltend, die Kommission habe 
sich einer Amtspflichtverletzung schuldig 
gemacht, indem sie die Beurteilung für 
den Zeitraum 1975 bis 1977 erst nach 
Ablauf des weiteren Beurteilungszeit­
raums 1977 bis 1979 abgegeben habe. 
Diese Verzögerung habe sich noch da­
durch verschlimmert, daß der Berufungs­
beurteilende dem Ersuchen des Paritäti­
schen Beurteilungsausschusses vom 15. 
Juli 1980 nicht, wie in dem Leitfaden für 
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die Beurteilung vorgeschrieben, inner­
halb von acht Tagen nachgekommen sei, 
sondern erst unter dem Datum vom 22. 
Oktober 1980 die Begründung für die 
Bewertung der dienstlichen Führung hin­
zugefügt habe. Durch diese schuldhafte 
Verzögerung, die dazu geführt habe, 
daß seine Personalakten während der 
fraglichen Zeit unvollständig geblieben 
seien, sei ihm, da sich seine Beförde­
rungschancen geschmälert hätten, ein 
materieller oder immaterieller Schaden 
entstanden. 

Demgegenüber beruft sich die Kommis­
sion darauf, daß der Leitfaden für die 
Beurteilung keine formellen Fristen für 
die Erstellung von Beurteilungen vor­
sehe, und machte zu ihrer Entschuldi­
gung geltend, daß die Verzögerung 
durch eine interne Umstrukturierung 
verursacht worden sei, die dazu geführt 
habe, daß mehrere Vorgesetzte oder 
ehemalige Vorgesetzte von Herrn Ditte-
rich hätten befragt werden müssen. 
Darüber hinaus könne von dem Kläger 
weder ein materieller noch ein immate­
rieller Schaden nachgewiesen werden, da 
während der fraglichen Zeit nur ein ver­
schwindend kleiner Teil beförderungsfä­
higer Beamter tatsächlich befördert wor­
den sei, deren Beurteilungen im ganzen 
gesehen darüber hinaus nicht schlechter 
als diejenigen des Klägers gewesen seien. 

Was dieses Vorbringen anbelangt, ver­
mag ich allerdings die Auffassung der 
Kommission nicht zu teilen, daß die 
späte Abfassung keine Amtspflichtverlet­
zung darstellt. Artikel 43 des Statuts 
schreibt nämlich vor, daß über Befähi­
gung, Leistung und dienstliche Führung 
eines Beamten mindestens alle zwei Jahre 
eine Beurteilung zu erstellen ist. Eine 
solche ist, wie der Gerichtshof unter an­
derem in der Rechtssache Geist 1 hervor­

gehoben hat, „ . . . aus Gründen der ein­
wandfreien Verwaltungsführung, der ra­
tionellen Ausgestaltung der Gemein­
schaftsdienststellen und zur Wahrung 
der Beamteninteressen zwingend vorge­
schrieben. Sie stellt ein unentbehrliches 
Bewertungskriterium stets dann dar, 
wenn der Dienstherr die Laufbahn des 
Beamten zu berücksichtigen hat. Eine 
der zwingenden Verpflichtungen der 
Verwaltung besteht also darin, darauf zu 
achten, daß die Beurteilungen zu den im 
Statut vorgeschriebenen Zeitpunkten pe­
riodisch erfolgen und ordnungsgemäß 
erstellt werden." 

Aus Sinn und Zweck dieser Vorschrift 
folgt meines Erachtens eindeutig, daß die 
Beurteilung in einem angemessenen Zeit­
raum nach Ablauf der Beurteilungspe­
riode, jedenfalls aber vor dem Ablauf des 
nachfolgenden Beurteilungszeitraums, zu 
erstellen ist. Wird diese Frist nicht be­
achtet, hat, wie der Gerichtshof in der 
Rechtssache Geist ' entschieden hat, die 
Kommission das Beamtenstatut verletzt. 

Mit dem Kläger bin ich schließlich der 
Auffassung, daß diese Verzögerung nicht 
damit gerechtfertigt oder entschuldigt 
werden kann, die dienstliche Verwen­
dung des Klägers bei mehreren Dienst­
stellen habe einmal die Befragung mehre­
rer Vorgesetzter erforderlich gemacht 
und zum anderen habe der Berufungs­
beurteilende, Herr Mas, neu seinen 
Dienst in Ispra angetreten. Hierzu bleibt 
zu bemerken, daß in einer verhältnismä­
ßig kleinen und an einem Ort zusam­
mengefaßten Verwaltungseinheit, wie 
dies bei der Forschungsstelle Ispra der 
Fall ist, bei etwas gutem Willen die Be­
fragung der verschiedenen Vorgesetzten 
nicht mehr als zwei Jahre in Anspruch 
nehmen darf und daß Neubesetzungen 
nicht zur Beeinträchtigung der den Be­
amten vom Statut garantierten Rechte 
führen dürfen. 

Damit stellt sich die weitere Frage, ob 
dem Kläger durch die verzögerte Erstel­
lung der Beurteilung ein materieller 

1 — Urteil vom 14. Juli 1977 in der Rechtssache 61/76 — 
Jean-Jacques Geist/Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften —, Slg. 1977, 1419. 
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Schaden erwachsen ist. Ein solcher Scha­
den, der voraussetzt, wie der Gerichtshof 
unter anderem in der Rechtssache Gra-
treau 1 zum Ausdruck gebracht hat, „daß 
die festgestellten Mängel entscheidende 
Auswirkungen auf das Beförderungsver­
fahren haben' konnten", erscheint mir al­
lerdings nicht in hinreichendem Maße 
nachgewiesen zu sein. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, daß der Kläger •—· im 
Unterschied zu der von ihm zitierten 
Rechtssache Oberthür 2 während des 
fraglichen Zeitraums eine Beförderung 
eines anderen Beamten nicht mit der Be­
gründung angefochten hat, er sei in dem 
Beförderungsverfahren wegen der nicht 
rechtzeitig erstellten Beurteilung benach­
teiligt. Er hat uns auch keine Indizien 
dafür geliefert, daß seine Beförderungs­
chancen infolge der Amtspflichtverlet­
zung tatsächlich beeinträchtigt wurden. 
Nicht zuletzt sind in diesem Zusammen­
hang auch die Zahlen von Interesse, aus 
denen sich meines Erachtens ergibt, daß 
der von dem Kläger geltend gemachte 
Schaden nicht ausreichend konkretisiert 
ist. So haben wir von der Kommission 
gehört, daß es 1979 unter 208 beförde­
rungsfähigen Beamten lediglich 8 ent­
sprechende Beförderungen gab. 1980 war 
das Verhältnis 5 zu 203, 1981 0 zu 201 
und 1982 schließlich 0 zu 207. Das be­
deutet, daß während dieses Zeitraums 
von vier Jahren nur 13 Beförderungen 
unter 809 beförderungsfähigen Beamten 
erfolgt sind. 

Unter Berücksichtigung der Überlegun­
gen, die dem Urteil Geist 3 zugrunde lie­

gen, scheint es mir demgegenüber ge­
rechtfertigt, dem Kläger einen Ersatz für 
den immateriellen Schaden zuzuspre­
chen, den er dadurch erlitten hat, daß 
seine Personalakte nicht ordnungsgemäß 
und unvollständig geführt war, während 
die zwingend vorgeschriebene Beurtei­
lung dem Beamten eine Gewähr dafür 
bieten soll, daß sich seine Laufbahn ord­
nungsgemäß entwickelt. Wenn die Ver­
zögerung in dem vorliegenden Fall auch 
nicht so krass war wie in der genannten 
Rechtssache, läßt sich dennoch feststel­
len, daß dieses allein von der Anstel­
lungsbehörde zu vertretende Fehlen der 
Beurteilungen den Kläger im Hinblick 
auf seine berufliche Zukunft verunsichert 
und beunruhigt hat. Eine Zuerkennung 
eines Schadensersatzes für den erlittenen 
immateriellen Schaden erscheint mir um 
so angebrachter, als dem Kläger, wie wir 
aus der Rechtssache 102/74 — diese 
Klage wurde allerdings später wieder zu­
rückgenommen — wissen, seine Beurtei­
lung für die Jahre 1969 bis 1971 und 
1971 bis 1973 erst Mitte des Jahres 1975 
mitgeteilt wurden. Nicht unerwähnt blei­
ben sollen hierbei die anderen mit frühe­
ren Beurteilungen des Klägers zusam­
menhängenden Unregelmäßigkeiten, die 
sich insbesondere aus den Schlußanträ­
gen von Generalanwalt Warner vom 13. 
Juli 1978 zu der früheren Rechtssache 
Ditterich 4, auf die ich verweisen darf, 
ergeben. Meiner Auffassung nach dürfte 
zur Entschädigung des Klägers ein sym­
bolischer Betrag von 10 000 BFR aller­
dings ausreichend sein. 

3. Zu den Kos ten 

Nach Artikel 69 Absatz 2 der Verfah­
rensordnung ist die unterliegende Partei 
zur Tragung der Kosten zu verurteilen. 
Nach Artikel 70 der Verfahrensordnung 

1 — Urteil vom 17. Dezember 1981 in den verbundenen 
Rechtssachen 156/79 und 51/80 — Pierre Gratreau/ 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften —, SIg. 
1981,3139. 

2 — Urteil vom 5. Juni 1980 in der Rechtssache 24/79 — 
Dominique Noëlle Oberthür/Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften —, SIg. 1980, 1743. 

3 — Urteil vom 14. Juli 1977 in der Rechtssache 61/76 — 
Jean-Jacques Geist/Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften —, SIg. 1977, 1419. 

4 — Urteil vom 12. Oktober 1978 in der Rechtssache 86/77 
— Kuno Ditterich/Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften —, SIg. 1978, 1855. 
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tragen jedoch die Organe in Rechtsstrei­
tigkeiten mit Bediensteten der Gemein­
schaft ihre Kosten selbst. Da der Kläger 

nach meiner Auffassung nur teilweise un­
terlegen ist, sollte der Kommission die 
Hälfte seiner Kosten auferlegt werden. 

4. Zusammenfassend schlage ich demnach vor, die Kommission unter 
Abweisung des ersten Klageantrags zu verurteilen, dem Kläger 10 000 BFR 
als Schadensersatz dafür zu zahlen, daß sie es unterlassen hat, die Beur­
teilung für den Zeitraum 1975 bis 1977 rechtzeitig zu erstellen. Bei diesem 
Ergebnis hat die Kommission ihre eigenen und die Hälfte der Kosten des 
Klägers zu tragen. Der Kläger hat die Hälfte seiner eigenen Kosten zu 
übernehmen. 
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